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Menschenrechte 

57. UN-Menschenrechtsrat: Weggabelung er-

reicht  

„Entweder können wir aufwachen und die Dinge 

zum Besseren wenden oder in eine dystopische 

Zukunft schlafwandeln“, warnte Volker Türk im 

Rückblick auf die vergangenen zwei Jahre seit sei-

nem Amtsantritt als UN-Hochkommissar für Men-

schenrechte. Sein globales Update1 für die dies-

jährige Septembersitzung des Rats enthielt ein-

dringliche Warnungen, dass die „neue Normalität“ 

der endlosen militärischen Eskalation, der Desin-

formation, der verabsolutierende Ansätze, der 

Missachtung des Völkerrechts und der Diskreditie-

rung multilateraler Institutionen, um nur einige zu 

nennen, inakzeptabel sei. Nicht die Menschen-

rechte befänden sich in einer Krise, sondern die 

politische Führung, welcher es bedarf, diese zu 

verwirklichen.  

Nach wochenlangen Beratungen während der 57. 

Sitzung vom 9. September bis 11. Oktober nahm 

der Menschenrechtsrat schließlich 38 Texte an2, 

28 davon im Konsens (74 %). Darunter waren meh-

rere Verlängerungen von länderspezifischen Man-

daten, unter anderem zu Afghanistan und das the-

matische Mandat des Sonderberichterstatters 

zum Klimawandel. Die Verlängerung einiger län-

derspezifischer Mandate war gleichwohl Gegen-

stand von Diskussionen:  

Obgleich die Verlängerung der Faktenfindungs-

mission (FFM) für den Sudan3 abgestimmt wurde, 

 
1 Das globale Update des Hochkommissars findet sich hier. 
2 Alle angenommenen Resolutionen können hier hier und hier 

eingesehen werden. 
3 Mehr Informationen zur Faktenfindungsmission zum Sudan 

sowie ihr neuester Bericht finden sich hier. 

erhielten die Experten eine breitere Unterstüt-

zung als noch im Vorjahr, auch von der Afrikani-

schen Gruppe. In ihrem ersten Bericht stellte die 

FFM fest, dass sowohl die sudanesischen Streit-

kräfte (SAF) als auch die schnellen Unterstützungs-

kräfte (RSF) und die mit ihnen verbündeten Milizen 

eine Reihe von erschütternden Menschenrechts-

verletzungen und internationalen Verbrechen be-

gangen haben, von denen viele möglicherweise 

als Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die 

Menschlichkeit einzustufen sind. Insbesondere 

die RSF wurde für sexuelle Gewalt im großen Stil, 

einschließlich Gruppenvergewaltigungen und se-

xueller Sklaverei, verantwortlich gemacht. Ent-

sprechend forderte die FFM die Ausweitung so-

wohl des bestehenden Waffenembargos als auch 

der Zuständigkeit des Internationalen Strafge-

richtshofs (IStGH) auf den gesamten Sudan. Dar-

über hinaus empfahlen sie die Einrichtung eines 

separaten internationalen Justizmechanismus, 

der parallel und ergänzend zum IStGH arbeiten 

soll, sowie den Einsatz einer „unabhängigen und 

unparteiischen Truppe mit einem Mandat zum 

Schutz der Zivilbevölkerung“.  

Auch die Faktenfindungsmission zu Venezuela4 

konnte erst nach einer Abstimmung verlängert 

werden. In ihrem jüngsten Bericht stellt die Mis-

sion fest, dass jede friedliche Opposition in einer 

der akutesten Menschenrechtskrisen der jünge-

ren Geschichte“ unterdrückt wird. Der UN-Hoch-

kommissar Türk, welcher den Rat Mitte Dezem-

ber5 über die aktuelle Lage unterrichtete, kon-

zentrierte sich hierbei vor allem auf die Gewalt 

während der Proteste nach den Wahlen im Juli 

4 Mehr Informationen zur Arbeit der Faktenfindungsmission zu 

Venezuela und ihr jüngster Bericht finden sich hier. 
5 Das mündliche Update des Hochkommissars zu Venezuela 

vom 13.12. findet sich hier und hier. 

Länderbericht  
 

https://www.ohchr.org/en/statements-and-speeches/2024/09/human-rights-are-our-mainstay-against-unbridled-power
https://www.ohchr.org/en/hr-bodies/hrc/regular-sessions/session57/res-dec-stat
https://hrcmeetings.ohchr.org/HRCSessions/RegularSessions/57/Pages/resolutions.aspx
https://www.ohchr.org/en/hr-bodies/hrc/ffm-sudan/index
https://www.ohchr.org/en/hr-bodies/hrc/ffmv/index
http://webtv.un.org/en/asset/k11/k11n12crf0
https://www.ohchr.org/en/statements-and-speeches/2024/12/high-commissioners-update-human-rights-council-venezuela
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und August dieses Jahres und forderte die Behör-

den auf, die Tötungen zu untersuchen, die willkür-

lich Inhaftierten freizulassen, faire Gerichtsverfah-

ren zu gewährleisten und einen offenen und integ-

rativen zivilen Raum zu garantieren, insbesondere 

im Vorfeld der Wahlen im kommenden Jahr. Nach-

dem sein Büro im Februar des Landes verwiesen 

worden war, hat es in den letzten Wochen seine 

Arbeit wieder aufgenommen und ist zuversicht-

lich, dass eine vollständige Präsenz auch zeitnah 

wiederhergestellt werden kann6. 

Auch die zweite Verlängerung des Mandats des 

Sonderberichterstatters für die Russische Föde-

ration7 wurde erst nach einer Abstimmung be-

schlossen. In ihrem zweiten Bericht an den Rat 

wies Mariana Katzarova auf den engen Zusam-

menhang zwischen Aggression im Ausland und 

Unterdrückung im eigenen Land hin. Sie beschrieb 

die vollständige Schließung unabhängiger zivilge-

sellschaftlicher und politischer Foren und staatlich 

veranlasste Menschenrechtsverletzungen, die 

durch neue oder geänderte Gesetze legalisiert 

wurden. Tausende von Russen würden willkürlich 

festgenommen, weil sie als „ausländische Agen-

ten“, „Extremisten“ bezeichnet oder mit „Fake 

News“, „unerwünscht“ oder „die Armee diskredi-

tierend“ betitelt würden. Bereits gefährdete Grup-

pen waren besonders stark betroffen. Strafrecht-

liche Psychiatrie und Folter seien weit verbreitet. 

Letztere würde auch systematisch bei gefangenen 

ukrainischen Militärangehörigen angewandt, die 

nicht den Status von Kriegsgefangenen erhielten, 

sondern vor Militärgerichte gestellt würden, wo 

ihnen 20 Jahre bis lebenslängliche Strafen droh-

ten.   

Zu den weiteren umstrittenen Länderresolutionen 

gehörte eine über technische Hilfe für Georgien, 

in der unter anderem „Landbeschlagnahmungen“ 

in Abchasien sowie Erklärungen über „die Absicht, 

in der Region Zchinwali/Südossetien, Georgien, 

ein sogenanntes Referendum über den Beitritt zur 

Russischen Föderation abzuhalten“ verurteilt wer-

den. Sie fordert den sofortigen und ungehinder-

ten Zugang des Büros des Hohen Kommissars für 

Menschenrechte (OHCHR) und anderer Men-

schenrechtsmechanismen zu diesen Regionen so-

 
6 Mehr in einer Pressekonferenz vom 09.12.2024 hier und hier. 
7 Mehr Informationen zu Katzarova’s Mandat, jüngste State-

ments und Berichte, können hier eingesehen werden. 
8 Detailliertere Hintergrundinformationen zur Untersuchungs-

kommission zu Syrien sowie ihre jüngsten Berichte finden sich 

hier. 
9 Der Bericht zu Folter und Misshandlungen in Syrien von 2020-

2023 kann hier eingesehen werden. 
10 Siehe hier und mehr zur Kommission hier. 

wie die Fortsetzung der technischen Unterstüt-

zung durch das Büro in Tbilissi durch den Hoch-

kommissar.     

Auch über eine Resolution zu Syrien wurde abge-

stimmt. In ihrem letzten Bericht an den Rat hatte 

die unabhängige Untersuchungskommission8 

(CoI) alle Parteien aufgefordert, ihren völkerrecht-

lichen Verpflichtungen nachzukommen, uneinge-

schränkt mit der Kommission und dem Rat zusam-

menzuarbeiten und die Notwendigkeit der Re-

chenschaftspflicht betont. Die Kommission hatte 

unter anderem Folter und Misshandlung durch 

mehrere Parteien über Jahre hinweg dokumen-

tiert9. Nach dem Sturz des Assad-Regimes am 8. 

Dezember forderte sie daher die neue Regierung 

auf, den Kreislauf der Gewalt zu durchbrechen, ih-

ren Worten Taten folgen zu lassen und eine neue 

Ära der Achtung der Rechte einzuleiten10. 

Während die Resolution zur technischen Hilfe für 

den Jemen im Konsens angenommen wurde, 

drückten westliche Länder und zivilgesellschaftli-

che Akteure ihre Enttäuschung darüber aus, dass 

nach der Auflösung der Gruppe eminenter Exper-

ten (GEE) im Jahr 2021 keine unabhängige Über-

wachung von Menschenrechtsverletzungen mehr 

möglich ist11. 

Die Enttäuschung war auch angesichts der Tatsa-

che spürbar, dass der zweite Jahrestag der Veröf-

fentlichung des UN-Berichts über Xinjiang ohne 

greifbare Fortschritte verstrich. Trotz der stillen 

Diplomatie von Hochkommissar Türk räumte das 

Büro im August ein, dass „viele problematische 

Gesetze und politische Maßnahmen nach wie vor 

in Kraft sind“, dass der Zugang eingeschränkt sei 

und dass auch Repressalien ein Problem darstell-

ten.12 Daher forderte die Kerngruppe zu Xinjiang − 

Australien, Dänemark, Finnland, Island, Kanada, 

Litauen, Norwegen, Schweden, das Vereinigte Kö-

nigreich und die Vereinigten Staaten−, China zu ei-

ner sinnvollen Zusammenarbeit mit den Vereinten 

Nationen und zur Umsetzung der im Bericht ent-

haltenen Empfehlungen auf13. Im Gegensatz dazu 

sprach sich Kuba im Namen von rund 80 Ländern 

gegen die Erklärung aus und betonte erneut, dass 

Xinjiang, Hongkong und Tibet innere Angelegen-

heiten Chinas seien.14   

11 Mehr Information zur Abstimmung im Jahr 2021, hier und 

mehr Hintergrund zur GEE, hier. 
12 Das Update des OHCHR zu Xinjiang findet sich hier, weitere 

Berichterstattung hier. 
13 Das gemeinsame Statement der USA zu Xinjiang findet sich 

hier. 
14 Das gemeinsame Statement von Kuba in Verteidigung von 

China kann hier und hier gefunden werden. 

http://webtv.un.org/en/asset/k1t/k1tdi28hb0
https://www.ohchr.org/en/statements-and-speeches/2024/12/turk-calls-end-senseless-conflicts-and-suffering
https://www.ohchr.org/en/specialprocedures/sr-russian-federation
https://www.ohchr.org/en/hr-bodies/hrc/iici-syria/independent-international-commission
https://www.ohchr.org/sites/default/files/documents/hrbodies/hrcouncil/coisyria/A-HRC-53-CRP5-Syria-Torture.pdf
https://www.ohchr.org/en/press-releases/2024/12/never-again-un-syria-commission-urges-incoming-authorities-break-cycle
https://www.ohchr.org/en/hr-bodies/hrc/iici-syria/independent-international-commission
https://www.kas.de/documents/6419516/12870630/Concise+Atlas+of+International+Geneva+2021-2022.pdf/860b8bfb-4e7e-2b47-febe-1fdcb295c774?version=1.0&t=1680257054482
https://www.ohchr.org/en/hr-bodies/hrc/yemen-gee/index
https://www.ohchr.org/en/press-briefing-notes/2024/08/china-update-work-un-human-rights-office
https://genevasolutions.news/human-rights/two-years-after-un-xinjiang-report-china-sidesteps-scrutiny
https://geneva.usmission.gov/2024/09/24/joint-statement-on-xinjiang-on-the-second-anniversary-of-the-ohchrs-assessment-hrc57/
http://geneva.china-mission.gov.cn/eng/dbdt/202409/t20240925_11496321.htm
https://hrcmeetings.ohchr.org/HRCSessions/RegularSessions/57/Pages/Statements.aspx?SessionId=81&MeetingDate=23/09/2024%252000:00:00
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Thematische Resolutionen wurden unter ande-

rem zu Rechten im Internet, biologischer Vielfalt 

oder den 30. Jahrestag der Erklärung von Peking 

und des Aktionsplans im kommenden Jahr ange-

nommen.  

Zusammensetzung des Rats 2025: USA nur 

noch Beobachter, Schweiz übernimmt Präsi-

dentschaft    

Am 9. Oktober wählte die UN-Generalversamm-

lung in geheimer Abstimmung 15 neue Mitglieder 

und wählte drei Mitglieder (Benin, Gambia, Katar) 

erneut in den 47-köpfigen UN-Menschenrechtsrat 

für die Amtszeit 2025-2027. Von den fünf regiona-

len Gruppen war die Asien-Pazifik-Gruppe, die ein-

zige, welche einen Wettbewerb zuließ. Mit nur 117 

Stimmen belegte Saudi-Arabien den sechsten 

Platz hinter den Marshallinseln (124) und wurde 

somit nicht in den Rat gewählt. In allen anderen 

Regionalgruppen wurde die genaue Anzahl der 

Kandidaten für die verfügbaren Sitze bereits im 

Voraus ausgewählt, ein sogenannter „clean slate“. 

In der Gruppe der Westeuropäischen und ande-

ren Staaten (WEOG) kandidierten die USA nicht für 

mehr für eine zweite Amtszeit. Bereits im Juni 

2018 hatte Trump in seiner ersten Amtszeit be-

schlossen, sich aus dem Rat zurückzuziehen, eine 

Entscheidung, die unter Biden rückgängig ge-

macht wurde. Stattdessen erhielt die Schweiz die 

meisten Stimmen in der westlichen Gruppe, was 

indirekt auch den Weg dafür ebnete, dass der 

Schweizer Botschafter Jürg Lauber 2025 die Präsi-

dentschaft des Menschenrechtsrats übernehmen 

wird. Nach seiner Wahl am 9. Dezember erinnerte 

er an die aktive Rolle der Schweiz bei der Ausge-

staltung des Rates. Er versprach insbesondere, 

den „verlorenen diplomatischen Raum“ zu erneu-

ern, um den Menschenrechten die Priorität zu ge-

ben, die sie verdienen. Die Botschafter von Rumä-

nien, Bangladesch und der Demokratischen Re-

publik Kongo werden im nächsten Jahr als Vizeprä-

sidenten fungieren. Ein vierter Präsident aus der 

lateinamerikanischen und karibischen Gruppe 

steht noch nicht fest und wird zu einem späteren 

Zeitpunkt gewählt werden15. 
 

Tag der Menschenrechte: Rückblick auf ein 

besonders konfliktreiches Jahr  

 

Nach einem Jahr unermesslichen Leids hob Hoch-

kommissar Türk zum Tag der Menschenrechte 

drei Bereiche hervor, die ihm besonders Sorge be-

reiten: Erstens die Zunahme bewaffneter Konflikte 

in Verbindung mit der Aushöhlung der Achtung 

 
 15 Mehr Informationen zur Wahl zu Botschafter Lauber finden 

sich hier und hier. 

des Völkerrechts und der offensichtlichen Gleich-

gültigkeit mächtiger Akteure. Er erinnerte Staaten 

insbesondere an ihre Verpflichtung zur Achtung 

des Völkerrechts und sprach sich gegen militari-

sierte Sicherheitskonzepte aus, wie etwa den Ein-

satz von Antipersonenminen oder die Herabset-

zung der Schwelle für den Einsatz von Atomwaf-

fen. Stattdessen müsste mehr in Mediation, Dia-

log, Verhandlungen, Vertrauensbildung und 

starke Bündnisse zur Friedensschaffung investiert 

werden. Zweitens warnte Türk davor, dass die Ver-

breitung von Desinformationen und nicht auf Be-

weisen basierenden öffentlichen Debatten äu-

ßerst gefährlich sei, da sie sich nicht nur gegen An-

dersdenkende richte und den sozialen Zusam-

menhalt untergrabe, sondern oft auch mit dem 

„Othering“, dem Schaffen von Sündenböcken und 

der Entmenschlichung ganzer Gemeinschaften 

verbunden sei. Drittens lenke der Fokus auf das 

Führen von Kriegen und die Desinformation von 

einigen der größten Herausforderungen für die 

langfristige Sicherheit ab, wie beispielsweise der 

dreifachen Planetenkrise. Mit Blick auf das Jahr 

2025 plädierte Türk nachdrücklich für die Verteidi-

gung der internationalen Institutionen, unter an-

derem durch die Bewältigung der Liquiditäts-

krise16. 

 

Humanitäre Hilfe  

OCHA: Neue Führung für System an Belas-

tungsgrenze 

Nach einer fünfmonatigen Vakanz an der Spitze 

des UN-Büros für die Koordinierung humanitärer 

Angelegenheiten (OCHA) hat Tom Fletcher Mitte 

November den Spitzenposten von Martin Griffith 

übernommen. Griffith war aufgrund von Proble-

men mit Long-Covid unerwartet zurückgetreten. 

Damit ist er bereits der zweite Amtsinhaber, der 

den äußerst anspruchsvollen Posten vorzeitig ver-

ließ. Da politische Diplomatie-Bemühungen zur 

Beendigung von Konflikten rückläufig seien und 

die humanitäre Diplomatie in den Vordergrund rü-

cke, sei die Welt heute schlimmer als bei seinem 

Amtsantritt im Jahr 2021, so Griffith. Trotz des 

sprunghaft angestiegenen Bedarfs, aber aufgrund 

schrumpfender Hilfsbudgets, senkte er die Forde-

rung nach Mitteln zur Unterstützung der 

Schwächsten von 56 Milliarden USD im Jahr 2023 

auf 49,6 Milliarden in diesem Jahr. Und als er Ende 

16 Das Statement Türks findet sich hier, die Pressekonferenz 

kann hier nachverfolgt werden. 

https://www.ohchr.org/en/press-releases/2024/12/human-rights-council-elects-jurg-lauber-switzerland-its-president-2025
https://webtv.un.org/en/asset/k1l/k1l41gz6v5
https://www.ohchr.org/en/statements-and-speeches/2024/12/turk-calls-end-senseless-conflicts-and-suffering
https://webtv.un.org/en/asset/k1t/k1tdi28hb0
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Juni zurücktrat, waren erst 8 Milliarden USD einge-

gangen. Noch nie sei es so schwierig und so 

schlimm gewesen wie jetzt, so Griffith.17  

Als sechster Brite in Folge wurde die Nominierung 

des ehemaligen Diplomaten Tom Fletcher, der nur 

über begrenzte Erfahrung im humanitären Be-

reich verfügt, in der humanitären Gemeinschaft, 

insbesondere in südlichen Ländern, mit gemisch-

ten Gefühlen aufgenommen. Das Zuhören und die 

Begegnung mit den Partnern vor Ort sowie die Su-

che nach Möglichkeiten, effizienter und integrati-

ver zu arbeiten, werden daher zu seinen Prioritä-

ten gehören, erklärte Fletcher und gab sich keinen 

Illusionen hin, dass das System an der Belastungs-

grenze angekommen sei, selbst nach der „un-

barmherzigen Prioritätensetzung,“18 die Griffith 

vorgenommen hatte. 

Globaler Überblick über die humanitäre Hilfe 

im Jahr 2025: Unterfinanziert, überlastet und 

unter Beschuss 

Bei der Vorstellung des neuen Globalen Humani-

tären Überblicks (GHO) für 2025 Anfang Dezem-

ber in Genf war selbst der Aufruf für das laufende 

Jahr 2024 nur zu 43% finanziert, wobei die USA al-

lein 44% des Betrags beisteuerten.19 Der Aufruf 

für 2025 wurde in Umfang und Anspruch weiter 

reduziert. Er sieht 47 Milliarden Euro vor −weniger 

als 2% der weltweiten Militärausgaben−, um fast 

190 Millionen der insgesamt 305 Millionen Men-

schen zu erreichen, die dringend humanitäre Hilfe 

benötigen20. Allein für die Region des Nahen Os-

tens und Nordafrikas wird eine erhebliche Aufsto-

ckung der Mittel (34 % des Gesamtbetrags) erfor-

derlich sein. Aus Angst, dass die neue Trump-Ad-

ministration die Mittel wieder kürzen könnte, kün-

digte Fletcher bereits an, dass er „viel Zeit in 

Washington verbringen“ und „in die Hauptstädte 

gehen“21 werde. Die humanitäre Hilfe sei nicht nur 

unterfinanziert und überlastet, sondern auch un-

ter Beschuss. Die Hauptgründe seien menschen-

gemacht, nämlich Konflikte, bei denen das Völker-

recht vorsätzlich verletzt werde, und die Klimaer-

wärmung. 2024 war nicht nur das heißeste Jahr 

seit Beginn der Aufzeichnungen, sondern auch 

das brutalste und tödlichste Jahr für die humani-

täre Hilfe.  

Mehr als 280 humanitäre Helfer verloren bei der 

Ausübung ihres Dienstes ihr Leben − 63 % davon 

allein im Gazastreifen und in den besetzten paläs-

 
17 Mehr Informationen finden sich hier, hier und hier. 
18 Mehr Informationen zu Fletcher hier, hier und hier. 
19 Eine aktuelle Übersicht zur Finanzierung humanitärer Hilfe, 

findet sich auf fts, siehe hier. 
20 Der Globale Humanitäre Überblick für 2025 findet sich hier, 

die Vorstellung in Genf kann hier nachverfolgt werden. 

tinensischen Gebieten −, 525 waren schweren An-

griffen ausgesetzt.22 Verhaftungen und Inhaftie-

rungen würden rapide zunehmen, Hilfslieferun-

gen absichtlich behindert. Mehr als 2.135 konflikt-

bedingte Angriffe auf medizinisches Personal und 

Gesundheitseinrichtungen seien gemeldet wor-

den. Um 2025 wirksam Hilfe leisten zu können, sei 

die Einhaltung des humanitären Völkerrechts und 

die Rechenschaftspflicht bei Verstößen von ent-

scheidender Bedeutung. 

Neue Initiativen, um Einhaltung des humani-

tären Völkerrechts in Mittelpunkt politischer 

Prioritätensetzung zu rücken 

Am Rande der 79. UN-Generalversammlung in 

New York hat das Internationale Komitee vom Ro-

ten Kreuz (IKRK), Hüterin der Genfer Konventio-

nen, eine neue Plattform ins Leben gerufen, um 

gemeinsam mit einer ersten Gruppe von sechs 

Ländern, die laut IKRK-Präsidentin Mirjana Spol-

jaric Egger Einfluss und Gewicht auf der internati-

onalen Bühne haben −Brasilien, China, Frankreich, 

Jordanien, Kasachstan und Südafrika,23− die Defi-

zite bei der Umsetzung humanitären Völkerrechts 

anzugehen. Alle Hohen Vertragsparteien der Kon-

ventionen wurden eingeladen, sich an dem auf 

zwei Jahre angelegten Prozess zu beteiligen, um 

konkrete und praktische Maßnahmen zu entwi-

ckeln, mit welchen die Staaten und ihre Verant-

wortlichen humanitäres Völkerrecht besser ein-

halten können. Ziel ist es, die daraus resultieren-

den Empfehlungen den Vertragsparteien auf ei-

nem hochrangigen Treffen im Jahr 2026 zur An-

nahme vorzulegen. 

Ebenso am Rande der UN-Generalversammlung 

stellte Gloria Gaggioli, ehemalige Direktorin der 

Geneva-Akademie und Professorin an der juristi-

schen Fakultät der Universität Genf, das Projekt 

„IHL in Focus“24 vor, welches eine unabhängige 

Prüfung der weltweiten Einhaltung des humanitä-

ren Völkerrechts vorsieht, um die Achtung dieses 

Rechtsbestands zu verbessern. Die Ergebnisse sol-

len in einem jährlichen globalen Bericht veröffent-

licht werden. Ein erster Spot-Bericht wurde bereits 

veröffentlicht25. Die Veranstaltung wurde gemein-

sam vom Vereinigten Königreich, Belgien, Indone-

sien, Jordanien, Mexiko und der Europäischen 

Union ausgerichtet. 

21 Mehr Informationen dazu, hier. 
22 Mehr Informationen zu humanitären Helfern finden sich hier 

hier und hier. 
23 Mehr zur Initiative, hier. 
24 Mehr zum Projekt “IHL im Fokus“, hier. 
25 Der erste Spotlight-Bericht findet sich hier. 

https://www.unocha.org/news/un-relief-chief-were-not-winning-ending-conflicts
https://genevasolutions.news/peace-humanitarian/martin-griffiths-the-world-is-failing-not-the-un
https://genevasolutions.news/peace-humanitarian/new-un-aid-czar-calls-for-genuine-solidarity-amid-soaring-numbers-of-people-in-need
https://www.unocha.org/news/tom-fletchers-commitment-humanitarian-community
https://www.unocha.org/news/tom-fletcher-takes-helm-top-un-humanitarian-official
https://www.thenewhumanitarian.org/analysis/2024/12/04/key-takeaways-uns-ruthless-aid-blueprint-2025
https://fts.unocha.org/
https://humanitarianaction.info/document/global-humanitarian-overview-2025%23page-title
https://webtv.un.org/en/asset/k12/k12ql6nqzd
https://genevasolutions.news/peace-humanitarian/new-un-aid-czar-calls-for-genuine-solidarity-amid-soaring-numbers-of-people-in-need
https://www.aidworkersecurity.org/incidents/search
https://humanitarianaction.info/document/global-humanitarian-overview-2025/article/attacks-and-access-barriers-are-imperiling-lives-people-need-assistance
https://www.icrc.org/sites/default/files/media_file/2024-12/Global_initiative_to_Galvanise_pol_commitment_to_IHL_Web.pdf
https://www.geneva-academy.ch/research/our-clusters/implementation-and-accountability/detail/106-ihl-in-focus
https://www.geneva-academy.ch/news/detail/739-new-report-on-food-insecurity-in-armed-conflict-highlighting-the-impact-of-siege-like-tactics
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34. Internationale Konferenz des Roten Kreu-

zes und des Roten Halbmonds 

Inmitten der weltweit eskalierenden Konflikte traf 

die Rotkreuz- und Rothalbmondbewegung mit all 

ihren 191 Gesellschaften vom 28. bis 31. Oktober 

in Genf mit Repräsentanten der 196 Vertragsstaa-

ten der Genfer Konventionen und dem IKRK zu-

sammen, um die Richtung für die kommenden 

Jahre zu besprechen. Eine der wichtigsten Prioritä-

ten sei der Aufbau einer Kultur der Einhaltung des 

humanitären Völkerrechts, welche IKRK-Präsiden-

tin Spoljaric Egger in ihrer Eröffnungsrede direkt 

ansprach, als sie die in Artikel 1 dargelegten Ver-

pflichtung jeder Hohen Vertragspartei betonte, die 

Abkommen nicht nur, „unter allen Umständen ein-

zuhalten“, sondern auch, ihre „Einhaltung durch-

zusetzen“ („respect and ensure respect“26). Nach 

intensiven Diskussionen wurden die fünf vorge-

legten Resolutionen alle angenommen. Sie kon-

zentrierten sich auf ebendiese 1) universelle Kul-

tur der Einhaltung des humanitären Völkerrechts, 

2) digitale Technologien in bewaffneten Konflikten 

(zum ersten Mal), 3) Katastrophenrisikobewälti-

gung, 4) lokale Führung und Widerstandsfähigkeit 

und 5) klimabedingte Auswirkungen27. Darüber 

hinaus wurde eine sechste Resolution zur Umset-

zung der Vereinbarung zwischen Magen David 

Adom (MDA), der israelischen Nationalen Gesell-

schaft und der Palästinensischen Rothalbmondge-

sellschaft (PRCS) angenommen, obwohl der politi-

sche Druck deutlich zugenommen hatte und seit 

dem 7. Oktober mit dem anschließenden Gaz-

akrieg sechs respektive 21 Kollegen im Dienst ums 

Leben kamen.28  

 

Frieden und Sicherheit   

Sudan: Gespräche zur schlimmsten humanitä-

ren Krise der Welt in Genf   

Da die sudanesischen Streitkräfte (SAF) zahlreiche 

Versuche der USA, persönlich an den Waffenstill-

standsgesprächen in Genf teilzunehmen, wegen 

unerfüllter Vorbedingungen − wie der Ausladung 

der Vereinigten Arabischen Emirate als Beobach-

ter− ablehnten, wurden die Hoffnungen auf das 

Treffen Ende August früh enttäuscht. Dennoch 

hielten die USA als Initiator, vertreten durch den 

Sondergesandten und Verhandlungsführer Tom 

Perriello, sowie die Schweiz und Saudi-Arabien als 

 
26 Die Rede von Mirjana Spoljaric Egger findet sich hier. 
27 Alle Resolutionen und weitere Hintergrundinformationen zur 

Konferenz sind hier einsehbar. 
28 Mehr kann hier und hier eingesehen werden. 
29 Nachdem die ursprüngliche Frist von drei Monaten verstri-

chen war, wurde eine weitere Verlängerung um drei Monate ge-

währt. 

Mitveranstalter des zehntägigen Treffens am Tref-

fen fest und fokussierten sich dafür eher auf die 

Verbesserung der humanitären Hilfe. Die Verein-

ten Nationen, die Afrikanische Union, Ägypten, die 

Vereinigten Arabischen Emirate und sudanesische 

Frauengruppen waren als Beobachter anwesend. 

Mit einer Delegation der paramilitärischen Rapid 

Support Forces (RSF), die in Genf anwesend waren, 

und der SAF, welche sich virtuell zuschaltete, 

wurde während des zehntägigen Treffens die vo-

rübergehende Öffnung des Grenzübergangs Adre 

zwischen dem Tschad und Darfur erreicht,29 Ga-

rantien für die Dabbah Road von Port Sudan gin-

gen ein und weitere Öffnungen seien im Ge-

spräch.30 Derzeit leidet mehr als die Hälfte der su-

danesischen Bevölkerung an einer Hungerkrise 

(IPC3 oder höher), 14 Gebiete sind von einer Hun-

gersnot bedroht (IPC5). Darüber hinaus gilt der Su-

dan mit mehr als 12 Millionen Vertriebenen als die 

größte Vertreibungskrise der Welt.31 

Assadregime nach 54 Jahren gefallen: 

Erste Reaktionen aus dem internationa-

len Genf zu Syrien  

OHCHR: Rechtenschaftspflicht zentral  

Seit dem Sturz von Bashar al-Assad am 8. Dezem-

ber haben mehrere UN-Organisationen in Genf 

ihre Einschätzungen der Lage, Erkenntnisse aus 

ihrer Arbeit und ihre Prioritäten für eine bessere 

Zukunft des Landes mitgeteilt. Als einer der ersten 

sprach der Hohe Kommissar der Vereinten Natio-

nen, Volker Türk, vor der Presse über den ent-

scheidenden Punkt der Rechenschaftspflicht: ers-

tens durch eine erweiterte internationale Ge-

richtsbarkeit, die rund 40 Länder weltweit geschaf-

fen haben, zweitens durch die Überweisung der Si-

tuation an den Internationalen Strafgerichtshof 

(IStGH), entweder durch den UN-Sicherheitsrat 

oder durch die Ratifizierung des Römischen Sta-

tuts durch Syrien selbst, und drittens durch den 

Aufbau eines nationalen Rechtssystems, das faire 

Gerichtsverfahren ermöglicht. Darüber hinaus 

forderte er eine Reform des Sicherheitsapparats, 

die sich mit der Tragödie der Vermissten befasst, 

die Achtung der internationalen Menschenrechts-

normen durch alle Parteien, einen politischen Pro-

zess in nationaler Verantwortung, bei dem die 

Menschenrechte aller Syrer im Mittelpunkt ste-

30 Ein Pressestatement der USA findet sich hier und ein gemein-

sames Statement der ALPS Gruppe hier. 
31 Die neuesten Zahlen zu Vertriebenen und humanitären Be-

darfe können hier, hier und hier eingesehen werden. 

https://www.icrc.org/en/statement/mirjana-spoljaric-34th-rcrc-international-conference-opening-remarks
https://rcrcconference.org/about/34th-international-conference/documents-34th-international-conference/
https://genevasolutions.news/peace-humanitarian/red-cross-seeks-to-focus-conference-on-humanitarian-action-as-political-pitfalls-loom
https://www.thenewhumanitarian.org/news/2024/10/30/unrwa-under-pressure-aid-lifeline-palestine-red-crescent-society-prcs
https://www.state.gov/united-states-welcomes-resumption-of-humanitarian-assistance-across-the-border-at-adre-from-chad-and-dabbah-road-into-famine-stricken-areas-of-sudan/
https://geneva.usmission.gov/2024/08/23/joint-statement-from-the-alps-group-regarding-talks-in-switzerland-and-progress-in-addressing-the-crisis-in-sudan/
https://data.unhcr.org/en/situations/sudansituation?_gl=1*18h1mc5*_gcl_au*MTgzMzIzMjQ0OC4xNzM0MDIxODY2*_rup_ga*NTA2MjUxNTAwLjE3MzQwMjE4NjY.*_rup_ga_EVDQTJ4LMY*MTczNDUxNzczNS40LjEuMTczNDUxNzc0Mi41My4wLjA.*_ga*NTA2MjUxNTAwLjE3MzQwMjE4NjY.*_ga_X2YZPJ1XWR*MTczNDUxNzczNS4yLjEuMTczNDUxNzc0Mi41My4wLjA.
https://www.ipcinfo.org/ipc-country-analysis/details-map/en/c/1157066/?iso3=SDN
https://www.unocha.org/sudan
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hen, sowie die Wiederherstellung der Souveräni-

tät, Einheit, Unabhängigkeit und territorialen In-

tegrität des Landes. 

Das Menschenrechtssystem kann dieses Vorha-

ben mit mehreren Institutionen unterstützen, die 

in den letzten Jahren weit verbreitete Menschen-

rechtsverletzungen dokumentiert haben: sein ei-

genes Büro (OHCHR), der Inter-nationale, unpar-

teiische und unabhängige Mechanismus (IIIM) für 

Syrien32, die unabhängige internationale Untersu-

chungskommission (CoI) für Syrien33 und die un-

abhängige Institution für vermisste Personen 

(IIMP) in Syrien34, die sich noch im Aufbau befin-

det. Hoffnung schöpfte Turk auch aus einer sehr 

aktiven Zivilgesellschaft, die sich „äußerst enga-

giert“ für die Menschenrechte einsetze35. 

Geir Pedersen: Wendepunkt, viel Hoffnung 

und enorme Herausforderungen 

Nach Reisen nach Genf und Jordanien zum Minis-

tertreffen der Gemeinsamen Kontaktgruppe für 

Syrien in Akaba traf der Sondergesandte des Ge-

neralsekretärs für Syrien, Geir Pedersen, in Da-

maskus mit der Führung von Hayʼat Tahrir ash-

Sham (HTS), Vertretern des Syrischen Nationalrats 

(SNC), Familienangehörigen von Inhaftierten und 

Vermissten sowie einer ganzen Reihe von Akteu-

ren zusammen. Er wies auf die instabile Sicher-

heitslage hin, die durch Kämpfe zwischen der syri-

schen Nationalarmee (SNA) und den Syrischen De-

mokratischen Kräften (SDF) im Nordosten und 

den israelischen Verteidigungskräften (IDF) im 

Südwesten gekennzeichnet ist. Mehr als 350 An-

griffe wurden registriert. Pedersen rief dazu auf, 

die Siedlungsaktivitäten auf dem besetzten syri-

schen Golan einzustellen und generell alle An-

griffe auf die territoriale Integrität Syriens zu un-

terlassen. Da der Konflikt noch nicht beendet ist, 

sind Deeskalation und ein landesweiter Waffen-

stillstand von zentraler Bedeutung. In Anbetracht 

des enormen Bedarfs sei über die humanitäre 

Hilfe hinaus Unterstützung in den Bereichen wirt-

schaftliche Entwicklung und Wiederaufbau erfor-

derlich, aber auch angemessene Maßnahmen in 

Bezug auf die Benennungen und die Neubewer-

tung und schließlich Beendigung von Sanktionen. 

 

Hinsichtlich des politischen Übergangsprozesses 

einigte sich die Gemeinsame Kontaktgruppe von 

Aqaba auf einen von Syrien geführten und von Sy-

rien selbst verantworteten Prozess,36 der in einem 

 
32 Mehr Hintergrundinformationen zum IIIM zu Syrien, hier. 
33 Mehr Informationen zur CoI zu Syrien finden sich hier. 
34 Mehr Informationen zum IIMP zu Syrien, hier. 
35 Die Pressekonferenz kann hier und hier nachverfolgt werden. 
36 Das gemeinsame Statement zu Syrien findet sich hier. 

transparenten Verfahren auf der Grundlage der 

Resolution 2254 des Sicherheitsrates eine inklu-

sive, nicht-sektiererische und repräsentative Re-

gierung hervorbringt, die, wie er anmerkte, nicht 

mechanisch angewendet werden kann. Erstens 

müssten die staatlichen Institutionen geschützt 

werden, zweitens müsse der Übergang das brei-

tere Spektrum der syrischen Gesellschaft und der 

Parteien glaubwürdig einbeziehen, drittens müsse 

eine neue Verfassung ausgearbeitet werden und 

viertens seien freie und faire Wahlen nach inter-

nationalen Standards entscheidend. Wie Türk un-

terstrich auch Pedersen die zentrale Bedeutung 

der Übergangsjustiz, ohne die Syrien und die Syrer 

nicht in der Lage sein werden, die gewalttätige 

Vergangenheit zu überwinden. Im gesamten UN-

System herrschte die Entschlossenheit, die UN-

Präsenz in Syrien zu verstärken und die Syrer da-

bei zu unterstützen, voranzuschreiten und eine 

Führungsrolle zu übernehmen.37   
 

IKRK: Beweissicherung und Einhaltung               

des humanitären Völkerrechts  

Mit 500 Mitarbeitern im ganzen Land war das In-

ternationale Komitee vom Roten Kreuz (IKRK) in 

den vergangenen Jahren präsent und vergrößert 

sich derzeit, insbesondere angesichts der enor-

men Arbeit im Zusammenhang mit den Vermiss-

ten. Zwar wurden bereits 35.000 in Syrien ver-

misste Personen registriert, doch ist sich das IKRK 

bewusst, dass dies nur einen Bruchteil der tat-

sächlichen Zahl widerspiegelt. Das IKRK hat aus 

erster Hand gesehen, wie Register, Aufzeichnun-

gen und Sterbeurkunden rund um das Sednaya-

Gefängnis verstreut waren, und rief alle Beteilig-

ten dazu auf, alle Informationen und Beweise, Be-

gräbnisstätten und Orte, an denen Menschen 

mögliche sterbliche Überreste identifiziert haben, 

zu sichern. Das IKRK hat den Behörden seine Un-

terstützung angeboten und gleichzeitig um Zu-

gang zu allen verbleibenden Hafteinrichtungen 

gebeten. Es wurden zwei Hotlines eingerichtet, 

eine für freigelassene Gefangene und eine für Fa-

milien, die auf der Suche nach ihren Angehörigen 

sind. Die Unterstützung der Organisation umfasst 

unter anderem psychologische Betreuung, medi-

zinische Versorgung, wirtschaftliche, rechtliche 

und administrative Hilfe38. 

37 Aktuelle Informationen über die Lage im Büro des Sonderge-

sandten des Generalsekretärs für Syrien finden Sie hier. Die 

Pressekonferenz von Geir Pedersen in Genf hier und sein letz-

tes Briefing vor dem Sicherheitsrat, hier. 
38 Weitere Informationen und Unterstützung von Seiten des 

IKRK kann hier abgerufen werden. 

https://iiim.un.org/
https://www.ohchr.org/en/hr-bodies/hrc/iici-syria/independent-international-commission
https://iimp.un.org/en?_gl=1*1ajvnn*_ga*MTUwMDQwNDU3NS4xNjk2NTA2ODY3*_ga_S5EKZKSB78*MTczNDUzOTczNS40MS4xLjE3MzQ1Mzk3OTAuNS4wLjA.*_ga_TK9BQL5X7Z*MTczNDUzOTczNy4xNzQuMS4xNzM0NTM5NzQ0LjAuMC4w
https://www.ohchr.org/en/statements-and-speeches/2024/12/turk-calls-end-senseless-conflicts-and-suffering
https://webtv.un.org/en/asset/k1t/k1tdi28hb0
https://www.auswaertiges-amt.de/en/newsroom/news/2690564-2690564
https://specialenvoysyria.unmissions.org/news
https://webtv.un.org/en/asset/k1c/k1cafm3xfv
https://specialenvoysyria.unmissions.org/sites/default/files/2024-12-17_secco_un_special_envoy_for_syria_mr._geir_o.pedersen_briefing_as_delivered_13_0.pdf
https://www.icrc.org/en
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OCHA: Mehr als 70% der Syrer auf                          

humanitärer Hilfe angewiesen   

Tom Fletcher, der neue Leiter des OCHA, erinnerte 

daran, dass die Entwicklungen der letzten Tage 

zwar dramatisch waren, sich das Ausmaß der hu-

manitären Krise in Syrien jedoch nicht geändert 

hat: Mehr als 17 Millionen Menschen oder 70 % 

der Bevölkerung benötigen humanitäre Hilfe. 

Seine ersten persönlichen Treffen mit der neuen 

geschäftsführenden Regierung wurden als „ermu-

tigend“ bezeichnet, da er mehrere Zusagen und 

Zusicherungen erhielt, u. a. für die Beförderung 

von Hilfspersonal und Hilfsgütern, den Zugang zu 

den Bedürftigen oder die Ausstellung von Visa und 

Registrierungsdokumenten für NGOs. Angesichts 

des Ausmaßes des Bedarfs und der größten Finan-

zierungslücke in der Geschichte der Syrienhilfe rief 

Fletcher die internationale Gemeinschaft auf, die 

Hilfe mit flexibleren Mitteln zu unterstützen. Zum 

Jahresende ist der Syrien-Plan nur zu 32,7 % finan-

ziert.39  

UNHCR: Bemerkenswerte Chance, aber wei-

terhin Schutz und Unterstützung erforderlich   

Mit mehr als 13 Millionen Menschen, die aus ihren 

Häusern fliehen mussten, 7 Millionen Binnenver-

triebenen und 6 Millionen im Ausland lebenden 

Flüchtlingen ist Syrien immer noch die größte Ver-

treibungskrise der Welt. Darüber hinaus wurden 

seit Beginn der Offensive am 27. November fast 1 

Million Menschen neu vertrieben. Das UN-Flücht-

lingshilfswerk (UNHCR) beobachtete Bewegungen 

in beide Richtungen: Tausende kehrten aus dem 

Libanon, der Türkei und Jordanien zurück, aber 

auch Tausende verließen das Land in Richtung Li-

banon. Die Lage blieb unbeständig und alles an-

dere als stabil. In einem aktualisierten Positions-

papier zur Rückkehr40 ruft die Organisation daher 

die Staaten auf, niemanden gewaltsam in einen 

Teil Syriens zurückzuschicken. Die Voraussetzun-

gen für die Beendigung des Flüchtlingsstatus 

seien derzeit nicht erfüllt. Die Agentur betonte 

wiederholt, dass jede Rückkehr freiwillig, sicher 

und menschenwürdig sein müsse. Auch das Recht 

der (neu) aus Syrien geflohenen Zivilisten auf Asyl 

müsse gewährleistet sein. Um die Bemühungen 

zur Unterstützung von Binnenvertriebenen und 

Flüchtlingen, die nach Syrien zurückkehren, zu 

verstärken, rief die Agentur zur Bereitstellung von 

310 Mio. USD auf und forderte die internationale 

Gemeinschaft auf, Syrer in großer humanitärer 

Not zu unterstützen und in den Wiederaufbau, 

 
39 Ein Update zu dem Syrien-Aufruf kann hier eingesehen wer-

den und weitere Informationen zur Arbeit von OCHA hier. 
40 Das Positionspapier findet sich hier, Stellungnahmen hier, 

hier und hier. 

Wiederherstellungsinitiativen und Lebensunter-

haltsmöglichkeiten zu investieren. 

IOM: Präsenz wieder etabliert, Rückkehr von 

Binnenvertriebenen zu unterstützen   

 

Die Leiterin der Internationalen Organisation für 

Migration (IOM), Amy Pope, hat auf ihrer jüngsten 

Reise nach Damaskus das Engagement der Orga-

nisation in Syrien bekräftigt, unter anderem ge-

genüber der neuen Übergangsregierung. Die Prä-

senz der IOM wird derzeit wiederhergestellt, um 

die Rückkehr von Binnenvertriebenen und Flücht-

lingen zu unterstützen. Pope rief die internatio-

nale Gemeinschaft dazu auf, nicht nur Mittel für 

einen 30-Millionen-Dollar-Appell ihrer eigenen Or-

ganisation zu mobilisieren, sondern auch die Un-

terstützung für das gesamte UN-System im Land 

zu verstärken.41 

WHO: Gesundheitliche Notfälle und erhöhte 

Nachfrage nach medizinischer Versorgung 

Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) äußerte 

sich optimistisch zu den jüngsten Entwicklungen 

in Syrien nach dem Sturz von al-Assad und der Ein-

setzung einer Übergangsregierung durch die Re-

bellen. Generaldirektor Dr. Tedros Adhanom 

Ghebreyesus betonte, dies bringe „neue Hoff-

nung“ für das Land, und hoffte auf einen dauer-

haften Frieden. Trotz des positiven Umschwungs 

bleiben jedoch große gesundheitliche Herausfor-

derungen bestehen, da das syrische Gesundheits-

system nach fast 14 Jahren Krieg stark geschwächt 

ist. Die WHO stockt ihre Hilfe auf, um den erhöh-

ten Bedarf an medizinischer Versorgung zu de-

cken und gesundheitliche Notfälle zu bewältigen. 

Dr. Tedros forderte alle Parteien auf, sichere und 

ungehinderte humanitäre Hilfe zu ermöglichen.42 

 

Handel und Digitales  

(Wieder-)wahl der WTO Generaldirektorin  

Ngozi Okonjo-Iweala, die amtierende Generaldi-

rektorin der Welthandelsorganisation (WTO), 

wurde am 29. November für eine zweite Amtszeit 

wiedergewählt. Sie trat unangefochten zur Wahl 

an, nachdem die Nominierungsfrist war am 8. No-

vember 2024 verstrichen war und es keine Gegen-

kandidaturen gab. Ihre erste Amtszeit sollte im Au-

gust 2025 auslaufen. Der reguläre Nominierungs-

prozess hätte am 1. Dezember 2024 begonnen, 

41 Die neuesten Informationen zur Arbeit von IOM finden sich 

hier und hier. 
42 Mehr kann hier, hier und hier eingesehen werden. 

https://fts.unocha.org/plans/1175/summary
https://www.unocha.org/
https://www.refworld.org/policy/countrypos/unhcr/2024/en/149254?_gl=1*1clrz44*_rup_ga*NTA2MjUxNTAwLjE3MzQwMjE4NjY.*_rup_ga_EVDQTJ4LMY*MTczNDUzNTQ4Ni44LjEuMTczNDUzNTUwNi40MC4wLjA.
https://www.unhcr.org/news/briefing-notes/unhcr-urges-continued-protection-and-support-syrians-inside-and-outside-country
https://www.unhcr.org/news/briefing-notes/unhcr-urges-more-support-syria-and-safety-aid-workers-humanitarian-activities
https://www.unhcr.org/news/stories/what-do-recent-events-syria-mean-syrian-refugees
https://www.wto.org/english/news_e/news24_e/dgsel_09nov24_e.htm
https://www.wto.org/english/news_e/news24_e/dgsel_09nov24_e.htm
https://www.iom.int/news/urgent-and-sustained-global-support-needed-build-new-dawn-says-iom-chief-visiting-syria
https://www.iom.int/news
https://eur04.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fx.com%2FDrTedros%2Fstatus%2F1867524734537109757&data=05%7C02%7CSarah.Ultes%40kas.de%7C8012373257b041fc92d708dd1e965d78%7C8993b27573a04467b29ec64f245e2ca9%7C0%7C0%7C638700353363985488%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=AiJpSVW6xQxQqJZ6mWQhIJsOPW%2B3GAgYbDZcyjkyIzk%3D&reserved=0
https://eur04.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fx.com%2FWHOSyria%2Fstatus%2F1868721770397942022&data=05%7C02%7CSarah.Ultes%40kas.de%7C8012373257b041fc92d708dd1e965d78%7C8993b27573a04467b29ec64f245e2ca9%7C0%7C0%7C638700353364002405%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=UcQy3tgvlLnpRnEaihbEXsoiTeUZ2A4YgaSn6YP11g4%3D&reserved=0
https://eur04.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fthepeninsulaqatar.com%2Farticle%2F10%2F12%2F2024%2Ftransitional-govt-brings-new-hope-for-syria-who-chief&data=05%7C02%7CSarah.Ultes%40kas.de%7C8012373257b041fc92d708dd1e965d78%7C8993b27573a04467b29ec64f245e2ca9%7C0%7C0%7C638700353364018576%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=qdmxnqCAUGsDzgKZhy9Wej%2BhJauJiNxz6WfIx1tpEas%3D&reserved=0


 

 

Konrad-Adenauer-Stiftung e.V. 

Länderbericht Dezember 2024 8
 8 

neun Monate vor Ablauf der Amtszeit. Der Allge-

meine Rat der WTO stimmte ihrer Wiederwahl 

während einer von Petter Olberg, dem Vorsitzen-

den des Allgemeinen Rates und Botschafter Nor-

wegens, einberufenen Sondersitzung am 28. und 

29. November einvernehmlich zu. Ihre Kandidatur 

erhielt breite Unterstützung von vielen WTO-Mit-

gliedern, insbesondere von der afrikanischen Län-

dergruppe der WTO, die Okonjo-Iwealas Füh-

rungsrolle in schwierigen globalen Handelsstrei-

tigkeiten und ihre Bemühungen zur Wiederbele-

bung der Funktionalität der Organisation würdig-

ten. 

Offiziell wurde der Wiederwahlprozess auf Antrag 

afrikanischer Mitglieder vorgezogen, die argu-

mentierten, dass frühzeitige Klarheit über die Füh-

rungsposition die Vorbereitungen für die nächste 

Ministerkonferenz der WTO (MK14) erleichtern 

würde, die vom 26. Februar bis 1. März 2026 in Ka-

merun stattfinden wird. Zweifelsohne beeinfluss-

ten die Wiederwahl von Donald Trump in den USA, 

dessen Regierung die Nominierung von Dr. O-

konjo-Iweala im Jahr 2020 blockiert hatte, sowie 

die Risiken im Zusammenhang mit veränderten 

geopolitischen Dynamiken die Entscheidung für 

einen beschleunigten Nominierungsprozess für 

das höchste Amt der WTO. 

Erste Signale für den beschleunigten Nominie-

rungsprozess kamen im Juli 2024 auf, als mehrere 

WTO-Mitglieder ihre Unterstützung für den Vor-

schlag der Afrikanischen Gruppe äußerten. Die 

Generaldirektorin der WTO bestätigte im Septem-

ber öffentlich ihren Wunsch nach einer zweiten 

Amtszeit, woraufhin die Aufforderung zur Einrei-

chung von Nominierungen am 8. Oktober 2024 er-

öffnet wurde. Da bis zur Frist am 8. November 

2024 keine weiteren Kandidaturen eingereicht 

wurden, kündigte der Vorsitzende des Allgemei-

nen Rates später eine Sondersitzung für die Wahl 

am 28. und 29. November an, anstatt die Wieder-

wahl in die regulär geplante Sitzung des Allgemei-

nen Rates vom 16. bis 18. Dezember einzubezie-

hen. 

Nichtsdestotrotz wurde das beschleunigte Verfah-

ren nicht von allen Mitgliedern oder politischen 

Beobachtern positiv aufgenommen, und einige 

Vorbehalte gegen diesen Prozess wurden laut. Der 

verkürzte Zeitrahmen wird von einigen, insbeson-

dere Kritikern in den USA, als ein Manöver ange-

sehen, um mögliche Opposition durch die neue 

US-Regierung unter Donald Trump zu verhindern. 

Seine frühere Regierung hatte sich 2020 gegen die 

Kandidatur von Okonjo-Iweala ausgesprochen 

und sie als zu China-freundlich bezeichnet. Auch 

die scheidende Biden-Harris-Regierung warnte 

vor dem beschleunigten Verfahren, lehnte es je-

doch nicht ausdrücklich ab. Im schlimmsten Fall 

und bei fehlendem Konsens hätten die Mitglieder 

zu einer Abstimmung aufrufen können. Dies hätte 

jedoch einen wenig wünschenswerten Präzedenz-

fall geschaffen, der Dr. Okonjo-Iweala vor ihrer 

zweiten Amtszeit geschwächt hätte, da bis dato 

kein Generaldirektor der WTO jemals durch eine 

Abstimmung gewählt wurde. Die Abweichung zu 

einem beschleunigten Verfahren wurde daher als 

potenziell unterminierend für die Unparteilichkeit 

des Wiederwahlprozesses kritisiert, während Kriti-

ker argumentierten, dass sie das Risiko birgt, die 

Führung der Organisation zu politisieren. 

Andererseits sollte betont werden, dass die WTO 

unter der Führung von Dr. Okonjo-Iweala in Zeiten 

turbulenter geopolitischer Herausforderungen 

ein wichtiges Forum für multilateralen Handel ge-

blieben ist. Obwohl das Übertreffen derErwartun-

gen und das Erzielen konkret messbarer Ergeb-

nisse bei MK12 eher die Ausnahme als die Regel in 

der jüngeren WTO-Geschichte darstellt, sind diese 

Erfolge weitgehend der amtierenden Generaldi-

rektorin zuzuschreiben. Um der Organisation wei-

terhin Stabilität zu verleihen und ihre Position als 

globales „House of Trade“ zu bewahren, hätte eine 

Pattsituation, wie sie während des vorherigen 

Wahlzyklus erlebt wurde, nur wenigen WTO-Mit-

gliedern gedient und diente somit eher als 

Schreckszenario. 

Obgleich Okonjo-Iweala sich ihre zweite Amtszeit 

mit breiter Unterstützung sichern konnte, unter-

strich der Prozess das empfindliche Zusammen-

spiel globaler Handels- und internationaler Politik. 

Der Versuch der WTO, die Anliegen der Mitglieds-

staaten gegen die operative Dringlichkeit abzuwä-

gen, spiegelt die anhaltende Herausforderung der 

Organisation wider, um ihr facettenreiches globa-

les Mandat zu erfüllen. 

Künstliche Intelligenz als Triebkraft des globa-

len Handels 

 

Die WTO veröffentlichte kürzlich den Bericht "Tra-

ding with Intelligence: How AI Shapes and is Sha-

ped by International Trade", der die transforma-

tive Rolle von künstlicher Intelligenz (KI) bei der 

Neugestaltung der globalen Handelsdynamiken 

untersucht. Die Studie, die im Rahmen einer hoch-

rangigen Veranstaltung am 21. November 2024 im 

WTO-Hauptquartier in Genf vorgestellt wurde, 

hebt sowohl die Chancen als auch die Herausfor-

derungen hervor, die KI für den internationalen 

Handel und deren politische Gestaltung mit sich 

bringt. In ihrem Vorwort beschreibt die Generaldi-

rektorin der WTO, Dr. Okonjo-Iweala, den Bericht 

https://www.wto.org/english/news_e/news24_e/dgsel_08oct24_e.htm
https://www.politico.eu/article/okonjo-iweala-is-unchallenged-for-second-term-as-wto-chief/
https://subscriber.politicopro.com/article/2024/10/us-takes-issue-with-accelerated-dg-selection-process-at-the-wto-00183043
https://subscriber.politicopro.com/article/2024/10/us-takes-issue-with-accelerated-dg-selection-process-at-the-wto-00183043
https://www.wto.org/english/res_e/publications_e/trading_with_intelligence_e.htm
https://www.wto.org/english/res_e/publications_e/trading_with_intelligence_e.htm
https://www.wto.org/english/res_e/publications_e/trading_with_intelligence_e.htm
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als erste Bestandsaufnahme, um die Auswirkun-

gen von KI auf den globalen Handel zu verstehen, 

Trends wie eine drohende KI-Kluft zu antizipieren 

und abzumildern, sowie um die Organisation in 

Anbetracht dieser neuen Realität aufzustellen. 

Der Bericht hebt das Potenzial von KI vor, Handels-

kosten zu senken, Lieferketten zu automatisieren, 

die Einhaltung von Vorschriften zu verbessern und 

den Handel mit KI-gesteuerten Gütern und Dienst-

leistungen zu fördern. Simulationen zufolge könn-

ten, im optimistischen Szenario „globaler Syner-

gien“ die weltweite Einführung von KI das globale 

Handelswachstum bis 2040 um bis zu 14 % stei-

gern. Es wird jedoch auch vor potenziellen Kehr-

seiten gewarnt, darunter einer „KI-Kluft“ zwischen 

hoch- und niedrigentwickelten Volkswirtschaften, 

regulatorischer Fragmentierung sowie Fragen von 

Data-Governance und geistigen Eigentums. 

Der Bericht beleuchtet die möglichen Schattensei-

ten einer fragmentierten regulatorischen Land-

schaft im Bereich der KI-Governance und hebt die 

Notwendigkeit global koordinierter KI-Regulierun-

gen hervor. Er zeigt die unterschiedlichen KI-Kapa-

zitäten auf: Während Industriestaaten wie die USA 

in Bezug auf ihre Investitionen in KI-Bereich, sowie 

mit damit einhergehender Einführung neuer 

Rechtsrahmen dominieren, hinken viele Entwick-

lungsländer hinterher. Diese Kluft könnte wirt-

schaftliche Ungleichheiten verschärfen, es sei 

denn, sie wird durch kooperative Maßnahmen an-

gegangen. 

Mit diesem Bericht und der dazugehörigen Veran-

staltung versucht die WTO, sich als Schlüsselak-

teur bei der Überbrückung dieser Kluften zu posi-

tionieren, indem sie ihre Plattform nutzt, um mul-

tilaterale Absprachen zu schaffen, die eine ge-

rechte Verteilung der KI-Vorteile gewährleisten 

und gleichzeitig Risiken mindern kann. Der Bericht 

reiht sich zudem in eine breitere Diskussion über 

die Rolle von Technologie zur Erreichung der 

Nachhaltigkeitsziele (SDGs) ein und hebt das Po-

tenzial von KI hervor, den Zugang zu globalen 

Märkten zu erleichtern. 

Diese Veröffentlichung ist angesichts der globalen 

Fragmentierung in der KI-Politik und des zuneh-

menden Wettbewerbs um technologische Domi-

nanz zwischen wichtigen Volkswirtschaften, da-

runter die USA, die EU und China besonders zeit-

gemäß. Darüber hinaus fällt der Bericht in eine 

Zeit, in der die Regulierung von transnationalen 

Datenströmen stark umstritten ist und die Fragen 

rund um die Erhebung von Zöllen auf elektroni-

sche Übertragungen nicht endgültig geklärt sind. 

Das sogenannte E-Commerce-Moratorium könnte 

Ende des nächsten Jahres auslaufen. Es bleibt ab-

zuwarten, wie lange das von der Veranstaltung 

ausgehende Momentum angesichts geopoliti-

scher Turbulenzen und einer sinkenden Bereit-

schaft für multilaterale Lösungen aufrechterhal-

ten werden kann. 

Künstliche Intelligenz im Mittelpunkt der digi-

taler Verhandlungen 

Das Thema künstliche Intelligenz stand in den letz-

ten Monaten auch in den meisten anderen Berei-

chen der digitalen Angelegenheiten im Mittel-

punkt. Der WTO-Bericht „Trading with Intelligence: 

How AI Shapes and is Shaped by International 

Trade“ stimmt daher mit einem breiteren Spekt-

rum globaler Diskussionen über KI-Governance, 

wirtschaftliche Integration und Standards überein. 

Zu den wichtigsten damit verbundenen Ereignis-

sen und Veröffentlichungen gehören das Weiß-

buch des Weltwirtschaftsforums (WEF) über KI 

und Handel, die Annahme des Global Digital Com-

pact während des „Summit of the Future“ am 22. 

September in New York, die Weltversammlung für 

Telekommunikationsnormen (WTSA) vom 15. bis 

24. Oktober in Neu-Delhi und der KI-Politikgipfel 

2024 vom 1. bis 2. November in Zürich. 

Allein die Annahme des Globalen Digitalpakts 

(GDC) stellt einen wichtigen Meilenstein für digi-

tale Governance dar, indem er neue Impulse in die 

Internet-Governance-Debatten gebracht hat. Der 

Digitalpakt verankert beispielsweise wichtige Er-

rungenschaften hervor, wie die Anerkennung der 

Rolle von multistakeholder Governance in digita-

len Angelegenheiten und die Forderung nach ge-

meinsamen Prinzipien im Umgang mit digitalen 

Technologien, einschließlich KI, um einen gerech-

ten Zugang und eine ethische Anwendung im Ein-

klang mit den Menschenrechten und den Zielen 

für nachhaltige Entwicklung (SDGs) zu gewährleis-

ten. Obwohl nicht ohne Kontroversen – insbeson-

dere hinsichtlich des Prozesses, der zur Annahme 

des Digitalpakts führte – konzentrieren sich politi-

sche Entscheidungsträger in Genf nun besonders 

auf die Umsetzung des Abkommens im Hinblick 

auf die bevorstehende Überprüfung des Weltgip-

fels zur Informationsgesellschaft (WSIS+20 Re-

view). Die Überprüfung des WSIS ist für Ende 2025 

geplant, und bis dahin werden eine Reihe wichti-

ger Treffen stattfinden. Das Internet Governance 

Forum, das vom 15. bis 19. Dezember 2024 in 

Riad, Saudi-Arabien, stattfand, und die WSIS+20 

Forum High-Level-Veranstaltung vom 27. bis 31. 

Mai 2025 werden dazu beitragen, die Zukunft der 

Vereinten Nationen in digitalen Angelegenheiten 

zu gestalten. 

Die diesjährige Weltversammlung für Telekommu-

nikationsstandardisierung (WTSA-24) in Neu-Delhi 

richtete den Fokus auf die technischen Aspekte 

https://www.weforum.org/publications/chatwto-an-analysis-of-generative-artificial-intelligence-and-international-trade/
https://www.weforum.org/publications/chatwto-an-analysis-of-generative-artificial-intelligence-and-international-trade/
https://www.un.org/techenvoy/global-digital-compact
https://www.un.org/techenvoy/global-digital-compact
https://www.itu.int/wtsa/2024/
https://www.itu.int/wtsa/2024/
https://reghorizon.com/ai-policy-summit-2024/
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der KI-Standardisierung. Nachdem sie 2022 auf-

grund der COVID-19-Pandemie in Genf statt in Hy-

derabad stattfand, nutzte die Gastgeberregierung 

die Veranstaltung, um sich als Schlüsselakteur im 

Telekommunikations- und Technologiesektor zu 

präsentieren. Dies spiegelte sich auch in der An-

zahl der von indischen Experten besetzten Vorsitz- 

und Vizevorsitzpositionen wider, die von sieben 

bei der WTSA-22 auf elf Führungspositionen für 

die kommende Studienperiode stiegen. 

Darüber hinaus fanden bei der Versammlung 

mehr als 20 Nebenevents zu Themen der künstli-

chen Intelligenz statt, bei denen unter anderem 

Standards für KI-fähige digitale Netzwerke disku-

tiert wurden. Die Ergebnisse der Versammlung be-

tonten die dringende Notwendigkeit eines Kon-

senses über gerechte und inklusive Standards, um 

die globale digitale Kluft zu überbrücken, und un-

terstrichen die Bedeutung der Veranstaltung für 

die Gestaltung der internationalen digitalen Zu-

sammenarbeit. 

Der KI-Politikgipfel 2024 in Zürich hob interdiszip-

linäre Ansätze zur KI-Governance hervor, mit Bei-

trägen von globalen Politikern, Wissenschaftlern 

und Unternehmen. Dort betonten Politiker die Be-

deutung harmonisierter KI-Regulierungen, um 

den internationalen Handel zu fördern und gleich-

zeitig Risiken wie technologische Monopolisierung 

und regulatorische Fragmentierung zu mindern. 

Der WTO-Bericht stimmt mit diesen Diskussionen 

überein, indem er die Rolle multilateraler Rah-

menwerke betont, um sicherzustellen, dass die 

Vorteile von KI gerecht verteilt werden, insbeson-

dere für KMUs und Entwicklungsländer, und spie-

gelt damit Bedenken wider, die auch in Zürich ge-

äußert wurden. Weitere oft genannte Themen be-

trafen den Vertrauensaufbau in KI-Anwendungen 

und die Notwendigkeit robuster internationaler 

Standards. 

Ebenso untersuchen Initiativen wie das Weißbuch 

des Weltwirtschaftsforums (WEF) über KI und Han-

del, wie generative KI-Lieferkettenlogistik transfor-

mieren, grenzüberschreitenden E-Commerce op-

timieren und den Dienstleistungshandel verbes-

sern kann. Der WTO-Bericht und das WEF-Weiß-

buch ergänzen sich daher, insbesondere in Bezug 

auf die Erkenntnisse des WTO-Berichts, wie KI-ge-

stützte Werkzeuge Handelskosten und -barrieren 

reduzieren, während sie gleichzeitig die Perspek-

tive auf handelspolitische Regelungslücken und 

den dringenden Bedarf an internationaler politi-

scher Konvergenz hinzufügen. 

Zusammen rahmen diese jüngsten Ereignisse und 

Veröffentlichungen KI sowohl als Treiber als auch 

als Antwort auf Globalisierungstrends ein und zei-

gen ihre Rolle bei der Neugestaltung wirtschaftli-

cher Landschaften und Governance-Rahmen-

werke auf, während sie aufkommende geopoliti-

sche Herausforderungen ansprechen. 

 

Globale Gesundheit 
 

Multilaterale Zusammenarbeit für eine  

nachhaltige Gesundheitspolitik: Die überar-

beiteten IGV 

Die Verabschiedung der überarbeiteten Internati-

onalen Gesundheitsvorschriften (IGV) durch die 

Weltgesundheitsversammlung im Mai 2024 wurde 

weltweit als Erfolg multilateraler Zusammenarbeit 

gefeiert. Sie sind von entscheidender Bedeutung, 

da sie die Zusammenarbeit und Koordination zwi-

schen Ländern bei der Bewältigung globaler Ge-

sundheitsbedrohungen, auch über den speziellen 

Fall einer Pandemie hinaus fördern und aufeinan-

der abstimmen. Dabei wird der Geltungsbereich 

auch auf pandemische Notfälle, die bisher nicht 

explizit genannt wurden, ausgeweitet.  

Ein zentraler Fortschritt ist die Einführung erwei-

terter Konsultations- und Berichtspflichten, die 

eine Lehre aus den Informationsverzögerungen 

zu Beginn der COVID-19-Pandemie ziehen. Länder 

sind nun verpflichtet, Ausbrüche transparenter 

und schneller zu melden, um Verzögerungen bei 

internationalen Gegenmaßnahmen zu verhin-

dern. Zudem wird die Einrichtung nationaler IGV-

Autoritäten gefordert, um die Umsetzung und re-

gelmäßige Berichterstattung zu verbessern. 

Die IGV adressieren auch Herausforderungen in 

der Gesundheitsinfrastruktur: Standards für digi-

tale Gesundheitszertifikate sollen die Fragmentie-

rung bei Impf- und Testnachweisen reduzieren. 

Darüber hinaus verpflichtet Artikel 13 die WHO, 

während Gesundheitskrisen gerechteren Zugang 

zu Gesundheitsprodukten sicherzustellen, auch 

wenn die Frage des Technologietransfers an die-

ser Stelle ungelöst blieb und nun einen der we-

sentlichen Streitpunkte im Pandemieabkommen 

bildet. 

Die Finanzierung bleibt eine Herausforderung: 

Statt neuer Fonds wird ein Mechanismus einge-

führt, der bestehende Mittel koordinieren soll. 

Doch die Frage, wie dieser Mechanismus operativ 

ausgestaltet wird, bleibt offen. Entscheidend wird 

sein, die IGV mit dem entstehenden Pandemieab-

kommen zu synchronisieren, um eine kohärente 

und nachhaltige globale Gesundheitsarchitektur 

zu schaffen.  

https://pib.gov.in/PressReleasePage.aspx?PRID=2067905
https://pib.gov.in/PressReleasePage.aspx?PRID=2067905
https://pib.gov.in/PressReleasePage.aspx?PRID=2067905
https://pib.gov.in/PressReleasePage.aspx?PRID=2067905
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Die Änderungen der IGV treten 12 Monate43 nach 

Notifizierung durch den Generaldirektor in Kraft, 

also am 19. September 2025. 

Pandemieabkommen endlich auf der Zielgera-

den?  

Während die Überarbeitung der Internationalen 

Gesundheitsvorschriften (IGV) der WHO im Mai 

2024 auf der Weltgesundheitsversammlung ver-

abschiedet wurde, gehen die Verhandlungen über 

ein Pandemieabkommen im zwischenstaatlichen 

Verhandlungsgremium (INB) weiter. Trotz einiger 

Fortschritte, vor allem in den Bereichen Forschung 

und lokaler Produktion, bleiben zentrale Themen 

strittig. Die Differenzen betreffen insbesondere 

den Zugang zu Krankheitserregern und den Vor-

teilsausgleich (PABS) sowie den Technologietrans-

fer. Während Entwicklungsländer eine ver-

pflichtende Regelung für den Technologietransfer 

fordern, bestehen Industrieländer auf einer frei-

willigen Lösung. Neben der Uneinigkeit über den 

Annex zu PABS, ist auch der zur Prävention ein 

Streitpunkt: Beide werden von den Entwicklungs-

ländern gefordert, um detailliertere Verpflichtun-

gen festzulegen. Industrieländer lehnen diese de-

taillierten Regelungen ab. Ein geplanter Abschluss 

im Dezember 2024 und eine Sonder-WHA konnten 

aufgrund dieser ungelösten Streitpunkte nicht zu-

stande kommen. 

Ein Abschluss des Abkommens wird nun für die re-

guläre WHA im Mai 2025 angestrebt, wobei die 

laufenden Verhandlungen als entscheidend gel-

ten, um diese Differenzen zu überwinden. Die Ver-

handlungen werden im Februar 2025 unter neuen 

geopolitischen Vorzeichen fortgesetzt. 

Gesundheitsnotlagen 

Während also in Genf die Verhandlungen über ein 

Pandemieabkommen nur langsam voranschrei-

ten, erfordern die aktuellen Krankheitsausbrüche 

weltweit dringende Maßnahmen. Besonders in Af-

rika und anderen Regionen sind Länder mit den 

Auswirkungen von Mpox, H5N1 und Marburg-Fie-

ber konfrontiert. Diese Ausbrüche erfordern 

schnelle internationale Reaktionen und zeigen die 

Dringlichkeit multilateraler Kooperation jenseits 

der Verhandlungen in Genf. 

 
43 Gem. Art. 59 der IHR in der 2022 geänderten Fassung. Vier 

Mitgliedstaaten (Argentinien, die Niederlande, Russland und die 

Slowakei) hatten jedoch Vorbehalte und eine Prüfung der Ände-

rungen angekündigt. Für diese gilt eine 24-monatige Frist ab 

Notifizierung des Generaldirektors, also bis 19. September 

2026. 
44 Die Erklärung des WHO-Generaldirektors finden Sie hier. 
45 Die Relevanz dieses Ausbruchs für andere Staaten wird hier 

beleuchtet. 
46 https://publichealth.jhu.edu/2024/whats-happening-with-

dairy-cows-and-bird-flu  

Mpox (ehemals Affenpocken) bleibt eine ernst-

hafte Bedrohung, besonders in Afrika, wo im Au-

gust 2024 ein Gesundheitsnotstand ausgerufen 

wurde.44 Mehr als 17.500 Fälle und 460 Todesfälle 

wurden bisher gemeldet – ein Anstieg im Vergleich 

zu den Vorjahren. Die WHO arbeitet an einer ver-

stärkten Überwachung und an verbesserten Impf-

kampagnen, um die Ausbreitung des Virus einzu-

dämmen und gefährdete Bevölkerungsgruppen 

zu schützen.45 

Auch das Risiko einer Zoonose mit H5N1, einem 

hochpathogenen Vogelgrippevirus, bleibt beste-

hen. Besonders alarmierend ist die Ausbreitung 

von H5N1 auf Säugetiere, einschließlich der erst-

maligen Entdeckung des Virus in Milchkühen in 

den USA im Frühling 2024.46 Zwar bleibt die Über-

tragung auf den Menschen selten – 61 Fälle wur-

den bisher in den USA dokumentiert mit zumeist 

leichtem Verlauf, aber nach einem Fall mit schwe-

rem Verlauf wurde nun im US-Bundesstaat Kali-

fornien der Notstand ausgerufen.47 Die zuneh-

mende Adaptation des Virus an Säugetierwirte ist 

ein Warnsignal für die globale Gesundheitsge-

meinschaft. Maßnahmen wie verbesserte Biosi-

cherheitsprotokolle, intensive Überwachung und 

gezielte Forschung zu Übertragungsmechanismen 

sind entscheidend, um eine größere Verbreitung 

zu verhindern.  

In Ruanda wurde ein Ausbruch des Marburg-Vi-

rus erfolgreich bekämpft, einer schweren Krank-

heit, die durch hämorrhagisches48 Fieber gekenn-

zeichnet ist. Mit 66 bestätigten Fällen49 gehörte 

der Ausbruch zu den größten seiner Art. Dank ei-

ner raschen und koordinierten Reaktion der ruan-

dischen Regierung, der WHO, der afrikanischen 

CDC und weiterer Partner wurde der Ausbruch er-

folgreich eingedämmt. Verbesserte Überwa-

chungssysteme, schnelle Labortests, optimierte 

Behandlungen und intensive Aufklärungskampag-

nen trugen maßgeblich zu diesem Erfolg bei. Am 

20. Dezember wurde in Kigali offiziell das Ende des 

Ausbruchs gefeiert, mit einer für Marburg unge-

wöhnlich niedrigen Sterblichkeitsrate von 22,7%.50 

Während Ruanda das Ende des Marburg-Aus-

bruchs feiert, steht die Demokratische Republik 

Kongo (DRC) vor einer anderen gesundheitlichen 

47 Die Erklärung des Kalifornischen Gouverneurs finden Sie hier 

und auch deutsche Medien berichten, z.B. hier. 
48 Hämorrhagisch bedeutet, dass die Krankheit mit Blutungen 

einhergeht, die durch Schädigungen der Blutgefäße verursacht 

werden können. 
49 Auf den Seiten des Rwanda Biomedical Centre konnte die 

Ausbreitung aktuell nachvollzogen werden. 
50 Health Policy Watch berichtet über die Feierlichkeiten zum of-

fiziellen Ende des Ausbruchs. 

https://www.who.int/news/item/14-08-2024-who-director-general-declares-mpox-outbreak-a-public-health-emergency-of-international-concern
https://www.forbes.com/sites/matthewbinnicker/2024/08/13/mpox-declared-a-public-health-emergency-in-africa-why-thats-a-concern-for-other-nations/
https://publichealth.jhu.edu/2024/whats-happening-with-dairy-cows-and-bird-flu
https://publichealth.jhu.edu/2024/whats-happening-with-dairy-cows-and-bird-flu
https://www.gov.ca.gov/2024/12/18/governor-newsom-takes-proactive-action-to-strengthen-robust-state-response-to-bird-flu/
https://www.tagesschau.de/ausland/amerika/vogelgrippe-kuehe-usa-100.html
https://rbc.gov.rw/marburg/
https://healthpolicy-watch.news/drc-malaria-is-chief-suspect-in-mystery-outbreak-mpox-vaccinations-far-too-slow/
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Krise. Dort werden Todesfälle untersucht, die auf 

eine mysteriöse Krankheit zurückzuführen 

sind.51 Malaria, verstärkt durch Mangelernährung, 

wird als Hauptursache vermutet, allerdings 

konnte ein hämorrhagisches Fiebersyndrom nicht 

ausgeschlossen werden. Die DRC meldete zudem 

29 Todesfälle im Zusammenhang mit Mpox (Affen-

pocken) allein in der letzten Woche. Trotz der Be-

reitstellung von Impfstoffen bleibt die Impfrate in 

der DRC hinter den Erwartungen zurück, was die 

Behörden zu verstärkten Maßnahmen zwingt, um 

die Ausbreitung einzudämmen. 

Diese akuten Gesundheitsnotlagen verdeutlichen, 

wie wichtig es ist, nicht nur die Verhandlungen 

über ein Pandemieabkommen zügig voranzutrei-

ben, sondern auch konkrete, sofortige Maßnah-

men zur Eindämmung der Ausbrüche zu treffen. 

Erfolgreicher Zwischenstand der ersten WHO-

Investment Round 

Die erste WHO-Investitionsrunde, die von der 

„Sustainable Finance Working Group“ ins Leben 

gerufen wurde, hat von Mai bis Dezember 2024 

3,8 Milliarden USD (53 % des Zielbetrags von 7,1 

Milliarden USD) von 53 Mitgliedstaaten sowie 16 

philanthropischen, privaten und multilateralen 

Akteuren eingeworben. Dies stellt einen wichtigen 

Schritt hin zu einer nachhaltigen, flexiblen und 

vorhersehbaren Finanzierung für die WHO dar, 

die neben den veranlagten Beiträgen zur Deckung 

der finanziellen Bedürfnisse der WHO beiträgt. Für 

den Zeitraum 2025-2028 sind insgesamt 11,1 Mil-

liarden USD an Mitteln erforderlich, wovon 4 Milli-

arden USD aus den veranlagten Beiträgen stam-

men. Im Vergleich zum Jahr 2020, als nur 17 % der 

Finanzierung zu Beginn der vorherigen Strategie 

gesichert waren, ist dies ein erheblicher Fort-

schritt. 

Obwohl 92 % der zugesagten Mittel aus hochent-

wickelten Ländern stammen, ist es positiv, dass 

auch viele Länder mit niedrigem und mittlerem 

Einkommen (LMICs) ihre veranlagten Beiträge 

mehr als verdoppelt haben.52 Deutschland hat 

sich besonders für eine nachhaltige Finanzierung 

eingesetzt und die Investitionsrunde zusammen 

mit Brasilien, Frankreich, der Afrikanischen Union, 

Saudi-Arabien, Norwegen, Indonesien und Südaf-

rika co-geführt. Die Investitionsrunde stellt einen 

wegweisenden Schritt für eine langfristige Finanz-

planung der WHO dar, doch es bleibt wichtig, die 

verbleibende Lücke zu schließen und auch die Mit-

 
51 Ein Interview mit Gerard Krause hierzu findet sich hier.  
52 Eine wertvolle Analyse der Beiträge zur Investment Round fin-

det sich hier.  

gliedstaaten anzusprechen, die noch keine Zusa-

gen über die veranlagten Beiträge hinaus gemacht 

haben.53 

G20 setzt neue Akzente in der globalen Ge-

sundheitsarchitektur 

Der G20-Gipfel 2024 unter saudischer Präsident-

schaft widmete sich in zentralen Teilen der Stär-

kung der globalen Gesundheitsarchitektur und er-

zielte bemerkenswerte Fortschritte. Besonders 

hervorgehoben wurde die Notwendigkeit, die Ge-

sundheitsfinanzierung zu verbessern, um die Wi-

derstandsfähigkeit gegen künftige Pandemien zu 

stärken. Der Pandemiefonds, der insbesondere 

ärmeren Ländern zugutekommen soll, erhielt 

durch neue Zusagen aus Saudi-Arabien und Indien 

eine bedeutende finanzielle Aufstockung. Zudem 

verpflichteten sich die G20-Mitglieder zur ver-

stärkten Umsetzung der One-Health-Strategie, die 

menschliche, tierische und ökologische Gesund-

heit miteinander verknüpft, um Zoonosen und an-

deren Gesundheitsgefahren vorzubeugen. Ein 

weiteres wichtiges Ergebnis war die Einführung ei-

nes gemeinsamen Programms zur Bekämpfung 

nichtübertragbarer Krankheiten wie Diabetes und 

Herz-Kreislauf-Erkrankungen, die in vielen Mit-

gliedsländern eine der Hauptursachen für Morta-

lität darstellen. Deutschland begrüßte die Be-

schlüsse und unterstrich seine Bereitschaft, die in-

ternationalen Bemühungen finanziell und organi-

satorisch zu unterstützen. Kanzler Olaf Scholz be-

tonte die Bedeutung des Pandemiefonds und kün-

digte zusätzliche deutsche Mittel an. Darüber hin-

aus brachte die deutsche Delegation innovative 

Vorschläge für die internationale Forschung im 

Bereich One Health ein, die auf breites Interesse 

stießen. 

COP29: Gesundheit im Zeitalter der Klimakrise 

Die 29. UN-Klimakonferenz (COP29), die vom 11. 

bis 22. November 2024 in Baku stattfand, stellte 

erneut den Zusammenhang zwischen Klimawan-

del und globaler Gesundheit in den Mittelpunkt. 

Eine zentrale Resolution forderte die Stärkung der 

Gesundheitssysteme weltweit, um diese wider-

standsfähiger gegen klimabedingte Herausforde-

rungen wie Hitzewellen, Überschwemmungen 

und die Ausbreitung von Vektor-übertragenen 

Krankheiten wie Malaria und Dengue zu machen. 

Im Rahmen dieser Bemühungen wurde ein neuer 

globaler Fonds mit 1,2 Milliarden USD eingerich-

tet, um besonders betroffene Länder beim Aus-

53 Unsere Karte des Monats 12/2024 verschafft ebenfalls einen 

guten Überblick. 

https://www.zeit.de/gesundheit/2024-12/demokratische-republik-kongo-krankheit-infektion-who-gerard-krause
https://www.globalhealthhub.de/de/news/detail/culmination-of-the-who-investment-round-at-the-g20-significant-step-towards-sustainable-and-predictable-funding-for-who
https://www.kas.de/de/web/multilateraler-dialog-genf/map-of-the-month/detail/-/content/beitraege-der-who-mitgliedsstaaten-zur-ersten-who-investitionsrunde
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bau ihrer Gesundheitsinfrastruktur zu unterstüt-

zen. Zudem kündigte die WHO ein erweitertes 

Überwachungsprogramm an, das klimabedingte 

Gesundheitsrisiken frühzeitig erkennen und be-

kämpfen soll. Deutschland spielte eine aktive Rolle 

und stellte 200 Millionen Euro für diesen Fonds 

zur Verfügung, während Bundesgesundheitsmi-

nister Karl Lauterbach die Bedeutung der Ver-

knüpfung von Klimapolitik und Gesundheit her-

vorhob. Die deutsche Delegation begrüßte zudem 

die Aufnahme von Gesundheitsthemen in die Be-

richterstattung des Weltklimarats, was als wichti-

ger Schritt zur Sensibilisierung für die gesundheit-

lichen Auswirkungen des Klimawandels angese-

hen wird. 

Ein bedeutender Schritt in dieser Richtung war die 

Gründung der „Koalition der Baku COP-Präsident-

schaften für Klima und Gesundheit“, einer Koali-

tion, die von Aserbaidschan, Brasilien, Ägypten, 

den Vereinigten Arabischen Emiraten und dem 

Vereinigten Königreich geführt wird. Diese Koali-

tion, die in Partnerschaft mit der WHO arbeitet, 

soll langfristige Rahmenbedingungen schaffen, 

um die gesundheitlichen Ergebnisse aus bisheri-

gen Klimaverpflichtungen weiter zu fördern.54 

Globaler Schulterschluss gegen Antibiotikare-

sistenzen 

2024 war ein wegweisendes Jahr im Kampf gegen 

antimikrobielle Resistenzen (AMR). Auf der UN-Ge-

neralversammlung im September verabschiede-

ten die Mitgliedstaaten eine politische Erklärung, 

die AMR als globale Bedrohung anerkennt und 

entschlossene Maßnahmen fordert.55 Die Erklä-

rung hebt die Bedeutung eines One-Health-Ansat-

zes hervor, der menschliche, tierische und Um-

weltgesundheit verknüpft. Länder verpflichteten 

sich, nationale AMR-Pläne zu entwickeln oder zu 

stärken, den Einsatz antimikrobieller Mittel zu re-

gulieren und die Forschung zu neuen Therapien 

voranzutreiben. 

An diese Ziele knüpfte die Ministerkonferenz in 

Dschidda, Saudi-Arabien, an. Vom 15. bis 16. No-

vember 2024 wurden Strategien zur Umsetzung 

der UN-Erklärung diskutiert. Fortschritte gab es 

bei der Harmonisierung von Überwachungsstan-

dards und der Förderung von Public-Private-Part-

nerships. Deutschland setzte ein Zeichen, indem 

es zusätzliche Mittel für Forschung und globale 

AMR-Initiativen bereitstellte. 

Die Herausforderungen bleiben jedoch gewaltig: 

Der Zugang zu neuen Medikamenten, insbeson-

dere in einkommensschwachen Ländern, muss 

verbessert und die Finanzierung nachhaltiger Me-

chanismen gesichert werden. Die Fortschritte die-

ses Jahres sind ein Zeichen globaler Einigkeit – die 

Umsetzung wird entscheidend sein.

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
54 Weitere Informationen finden sich hier.  55 Die offizielle Berichterstattung und die Erklärung finden Sie 

hier. 

https://www.who.int/teams/environment-climate-change-and-health/climate-change-and-health/advocacy-partnerships/talks/baku-cop-presidencies-continuity-coalition-for-climate-and-health
https://press.un.org/en/2024/ga12642.doc.htm


 

 

Konrad-Adenauer-Stiftung e.V. 

Länderbericht Dezember 2024 14
 14  

 

 

 

 

 

 

Konrad-Adenauer-Stiftung e. V 

Andrea E. Ostheimer 

Director Multilateral Dialogue Geneva 

European and International Cooperation 

andrea.ostheimer@kas.de 

 

 

 
The text of this work is licensed under the terms of 

by "Creative Commons Attribution-ShareAlike 

same conditions 4.0 international", CC BY-SA 4.0 

www.kas.de 

mailto:andrea.ostheimer@kas.de

